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Die offizielle Zahl der städtischen Ar­

men betrage 14,7 Mio., berechnet nach 

dem Pro-Kopf-Einkommen. Lege man 

allerdings die Pro-Kopf-Ausgaben zu­

grunde, so würde die Zahl um das 

Zweieinhalbfache auf 37,1 Mio. stei­

gen. Generell würde das Ausmaß da­

durch stark unterschätzt werden, da 

zwei überwiegend betroffene Gruppen 

statistisch nicht zur städtischen Bevöl­

kerung gezählt werden: die Migranten 

sowie die suburbane Bevölkerung. Bei­

de Gruppen gelten als Bauern, üben 

aber keine landwirtschaftliche Tätig­

keit aus.

Von den Migranten lebten rund 15%, 

z.T. 20%, unter der Armutsgrenze; 

dieser Anteil sei um die Hälfte grö­

ßer als bei der stetigen Stadtbevöl­

kerung. Die Migranten hätten weder 

Ansprüche auf Arbeitslosenunterstüt­

zung noch auf die Zahlung eines Exis­

tenzminimums. Von den Städtern sei­

en vor allem die Arbeitslosen und die 

von ihren Unternehmen Freigesetzten 

von Armut betroffen, da die ungenü­

gende Arbeitslosenunterstützung nur 

knapp 50% der Betroffenen erreiche 

und nach drei Jahren auslaufe. Auch 

die von Stadtregierungen abgegebenen 

Garantien für die Aufrechterhaltung 

eines Existenzminimums naben die 

Armut nicht verhindern können. Nur 

25% der armen Stadtfamilien kämen 

für Zahlungen überhaupt in Frage und 

die Zahlungen seien sehr begrenzt. 

Außerdem seien die Erfassungs- und 

Berechungsmethoden mangelhaft, die 

Stadtregierungen hätten jedoch ange­

sichts knapper Kassen gar keine Mo­

tivation, hier Verbesserungen zu er­

reichen. Von 35 untersuchten Städten 

hätten 27 die Betroffenheitsgrenze un­

terhalb der Armutsgrenze angesetzt, 

z.T. bis zu 10% und mehr. (RMRB 

engl. online, 30.10.02) -gs-

24 Entwicklungsprobleme der

Stadt Beijing

Das Ständige Komitee der Politischen 

Konsultativkonferenz der Stadt Bei­

jing hat auf seiner 9. Sitzung Mitte 

Oktober einen Bericht über deren Ent­

wicklung in den nächsten zehn Jah­

ren verabschiedet, dessen Empfehlun­

gen vor allem Probleme wie die schnell 

wachsende Bevölkerung, den übermä­

ßig umfangreichen Zuzug von außen, 

die Ineffizienz bei der Kontrolle von

Baulanderschließungen sowie den zu 

langsamen Fortschritt bei der Umge­

staltung des Stadtzentrums betreffen.

Dem städtischen Statistikbüro zufol­

ge hat die Zahl der „Nicht-Einwohner“ 

mit einem Aufenthalt von mehr als 

einem halben Jahr 2001 bereits 2,63 

Mio. erreicht und war damit höher als 

für 2010 geplant. Damit sei zum einen 

die Bevölkerung insgesamt so stark ge­

wachsen, dass es Probleme auf dem 

Arbeitsmarkt sowie in Verkehr und In­

frastruktur gebe; zum anderen haben 

sich die Situation im Wohnungs- und 

Bildungswesen, die Umweltbedingun­

gen und die öffentliche Ordnung in den 

Gebieten, wo Stadt und Land aufein­

ander treffen und besonders viele Mig­

ranten wohnen, geradezu dramatisch 

verschlechtert. Die Zahl der regulären 

Stadtbewohner betrage derzeit 13,67 

Mio., sie werde bis zum .Jahr 2008 auf 

über 16 Mio. steigen.

Beklagt wird in dem Bericht auch, 

dass das Haushaltsregistrierungs­

system (Au/mw-System) inzwischen 

selbst zum Problem geworden sei. 

Es gebe zu viele Verantwortliche und 

zunehmend politische Konflikte, und 

zwar nicht nur wegen der Migranten. 

So würde z.B. infolge des Abrisses 

alter Häuser und der Kommerziali­

sierung des Wohnungswesens der Teil 

der Bewohner steigen, die nicht mehr 

dort wohnten, wo sie registriert sind. 

Dies betraf Ende 2001 bereits 1,6 Mio. 

Menschen. Eine Reform sei dringend 

erforderlich.

Zugleich, sei der Abriss alter Gebäu­

de häufig nicht abgestimmt mit der 

Umsiedlung der ehemaligen Bewohner 

und der Verbesserung städtischer Leis­

tungen; die Folge seien extreme Eng­

pässe im Verkehrswesen sowie Um­

weltprobleme. Auch sei zu viel Auf­

merksamkeit der Schaffung von hoch­

wertigem Wohnraum und Eigentums­

wohnungen gewidmet und darüber 

die industrielle Entwicklung und die 

Schaffung relevanter infrastrukturel­

ler Maßnahmen vernachlässigt wor­

den. Die umgesiedelten Bürger brau­

chen Arbeitsplätze in den Stadtbe­

reichen sowie entsprechende Bildungs­

und Transportmöglichkeiten. (RMRB 

engl. online, 20.10.02) -gs-

Außenwirtschaft

25 China überholt die USA als 

attraktivstes Ziel für auslän­

dische Direktinvestitionen

In diesem Jahr wird die Volksrepublik 

China vermutlich erstmals die Ver­

einigten Staaten überholen und zum 

weltweit größten Empfänger ausländi­

scher Direktinvestitionen (ADI) auf­

steigen. Dies berichtet die in Genf an­

sässige Kommission für Handel und 

Entwicklung der Vereinten Nationen 

(UNCTAD). Demnach wird China 

2002 ein Rekordvolumen von 50 Mrd. 

US$ an ADI erhalten, 3 Mrd. US$ 

mehr als im Vorjahr. Dieser An­

stieg kontrastiert mit einem weltwei­

ten Rückgang der Direktinvestitionen. 

Global werden die ausländischen Di­

rektinvestitionen 534 Mrd. US$ errei­

chen, das sind 27% weniger als 2001. 

Am stärksten betroffen sind die In­

dustrieländer. Der Zustrom von ADI 

in die Vereinigten Staaten ging um 

beinahe zwei Drittel auf 44 Mrd. US$ 

zurück. Großbritannien verzeichnete 

einen Rückgang um 75% auf 12 Mrd. 

US$.

F ür asiatische Entwicklungsländer 

(einschließlich Chinas) erwartet die 

Kommission ebenfalls sinkende ADI- 

Zuströme und rechnet mit einem Mi­

nus von 12%, nach einem Rückgang 

von 24% im Vorjahr. Insgesamt wer­

den die ausländischen Direktinvesti­

tionen 90 Mrd. US$ in Asien errei­

chen. Nach Ländern betrachtet ergibt 

sich eine uneinheitliches Bild. Hong­

kong, Südkorea, Thailand und Taiwan 

registrierten geringere ADI, was die 

UN-Organisation teilweise mit Rück­

zahlungen von Verpflichtungen aus­

ländischer Tochterunternehmen an 

die Muttergesellschaften begründet.

China, Indien, Malaysia und die Phi­

lippinen verzeichnen einen Anstieg der 

ADI. Aufgrund des gesteigerten Kon­

kurrenzdrucks erhöhen transnationale 

Konzerne ihre Investitionen an Stand­

orten mit geringen Produktionskos­

ten, sagt die UNCTAD. Dabei kön­

ne China vom fortgesetzten Liberali­

sierungsprozess und von Strukturre­

formen in der Industrie profitieren.
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des dortigen Schiffaufkommens. Hong­

kong als wichtigsten Ausfuhrhafen für 

chinesische Produkte hätte der Streik 

von der zweiten Woche an täglich 100 

Mio. US$ gekostet.

Trotz der Beendigung des Streiks nach 

zehn Tagen zeigen sich die Auswir­

kungen des Streiks weiterhin. Es wer­

de acht bis neun Wochen dauern, 

bis die aufgestauten Bestände abge­

arbeitet seien, sagte ein Vertreter der 

US-Reeder. (CBiz.org, 9.10.02; FAZ, 

8.10.02; HB, 10.10.02; XNA, 10.10.02) 

-bö-

28 Beijing fordert von Mos­

kau echte Zollsenkungen und 

die Umsetzung von Welt­

handelsregeln

Noch kein Jahr ist seit dem chine­

sischen Beitritt zur Welthandelsor­

ganisation (WTO) vergangen, schon 

tritt Beijing gegenüber einem weite­

ren Beitrittskandidaten als Verhand­

lungspartner und Hüter des Freihan­

dels auf.

In den bilateralen Verhandlungen 

über die Bedingungen des russischen 

WTO-Beitritts stellt die chinesische 

Seite in Frage, dass es sich bei den 

von Moskau für die Zeit nach dem Bei­

tritt angebotenen Zollsätzen tatsäch­

lich um Zollsenkungen handelt und 

fordert weitergehende Zugeständnisse. 

Bereits heute liege der durchschnittli­

che Zollsatz bei den 10%, die Russland 

für die Zeit zehn Jahre nach dem Bei­

tritt angeboten hat, zitiert die Ren- 

min Ribao den Direktor der WTO-Ab- 

teilung beim Ministerium für Außen­

handel und Zusammenarbeit (MOF- 

TEC), He Ning. China fordere wie 

andere Mitgliedsstaaten Zollsenkun­

gen, die vom aktuellen Satz ausgin­

gen. Bei einem Drittel der Waren auf 

der russischen Liste habe China spe­

zifische Forderungen gestellt, weil es 

sich um Produkte von besonderer Be­

deutung für die Volksrepublik handelt. 

He Ning kritisierte, dass einige tarifä- 

re und nichttarifäre Maßnahmen, die 

Russland gegenwärtig ergreife, nicht 

den Bedürfnissen der Entwicklung des 

sino-russischen Handels entsprächen. 

Bereits im Februar hatte Beijing in 

Moskau einen Antrag auf bilaterale 

Beitrittsverhandlungen gestellt, so wie 

insgesamt 52 WTO-Mitglieder. Eine 

Liste mit Forderungen wurde im April 

übergeben. Zu ersten bilateralen Ge­

sprächen trafen sich MOFTEC-Vize- 

minister Long Yongtu und der russi­

sche WTO-Chefunterhändler Maxim 

Y. Medwekow im Juni in Beijing. Da­

bei seien bereits einige Zollsenkungen 

ausgehandelt worden.

Nach Angaben von MOFTEC-Minis- 

ter Shi Guangsheng stieg der bilatera­

le Handel zwischen Russland und Chi­

na in den ersten neun Monaten des 

Jahres um 17% auf 8,87 Mrd. US$. 

Der russische Botschafter Igor Rogat- 

schew drückte die Hoffnung aus, dass 

in diesem Jahr erstmals ein Handels­

volumen von 12 Mrd. US$ erreicht 

werde.

Bereits im August wurde von den Mi­

nisterpräsidenten beider Länder der 

erste Jahrestag des „Sino-Russischen 

Vertrags über gute Nachbarschaft, 

Freundschaft und Kooperation“ be­

gangen. Dabei wurden Dokumente 

zur Absicherung der Außenhandelsfi­

nanzierurig unterzeichnet. (BBC EF,

9.10., 17.10.02; RMRB, nach FBIS,

4.10., 16.10.02)

Russland baut acht Diesel-Un­

terseeboote UND LIEFERT ATOM- 

TECHNIK FÜR CHINA

In Russland hat der Bau von acht Die­

sel-Unterseebooten für die chinesische 

Marine begonnen. Die Unterseeboote 

der „Kilo“-Klasse sollen bis 2005 aus­

geliefert werden. Bereits im Juni hatte 

der staatliche Waffenhandelskonzern 

Rosoboroneksport den Auftrag ge­

stückelt auf drei Werften in St. Peters­

burg, Nischni-Nowgorod und Archan­

gelsk verteilt. (BBC EF, 15.10.02)

Schon einmal an der Ausrüstung von 

chinesischen Kriegsschiffen beteiligt 

war nach eigenen Angaben Baltiys- 

ky Zawod. Zuletzt verschiffte das St. 

Petersburger Unternehmen Teile der 

Kraftwerkstechnik für zwei Atomre­

aktoren in China, wobei es sich um 

Wärmetauscher handelte. (BBC EF, 

17.10.02)

Beide Fälle belegen die Kooperati­

on von Russland und China bei der 

Hochtechnologie. Auf einer Tagung 

zur wirtschaftlichen Zusammenarbeit 

an der Volksuniversität Beijing im Ok­

tober sprach der russische Botschaf­

ter Rogatschew von einem enormen 

Potenzial beider Länder. Yantai, Zhu- 

zhou, Harbin und seit neuestem auch 

am Moskauer Energie-Institut gebe es

Zentren für die bilaterale Kooperati­

on. (BBC EF, 9.10.02)

Am Rande eines Forums zu Investi­

tionen und Entwicklung der Shang­

haier Organisation für Zusammenar­

beit, der nebst vier zentralasiatischen 

Staaten auch Russland und China an­

gehören, wurden neue Möglichkeiten 

zur Zusammenarbeit bei der Energie­

versorgung angedeutet. Die russische 

Nachrichtenagentur RIA meldete, chi­

nesische Unternehmen hätten Interes­

se an der Erschließung von Energie­

ressourcen in Ostsibirien und im Kas­

pischen Meer gezeigt. Bereits abge­

schlossen ist die Machbarkeitsstudie 

für eine 4.000 Kilometer lange Pipe­

line von Xinjiang bis Shanghai un­

ter Beteiligung der russischen Gaz­

prom, sodass der russische Vizeminis­

ter Walentin Schelepow in naher Zu­

kunft einen Vertragsabschluss erwar­

tet. (BBC EF, 12.10.02) Auch der 

zweitgrößte russische Erdölexporteur 

Jukos bekundete großes Interesse am 

chinesischen Markt. Bis 2007 sei eine 

Steigerung der Öl-Exporte von derzeit 

4 auf 20 Mio. Tonnen möglich, sag­

te Jukos-Vorstandschef Michail Cho- 

dorowski bei einer Anhörung zu russi­

schen Energiestrategien in der Staats­

duma. (FAZ, 19.10.02) -b'ö-

29 WTO-Beitritt verändert die 

Personalpolitik ausländi­

scher und lokaler Unterneh­

men

Bei einer Jobmesse in Hongkong war­

ben vierzig Unternehmen aus der chi­

nesischen Hauptstadt um potenzielle 

Führungskräfte. Die Beijinger Stadt­

verwaltung hatte die Veranstaltung 

organisiert, um dem großen Bedarf 

an Führungskräften mit internatio­

naler Ausbildung und Arbeitserfah­

rung zu begegnen. Das durchschnitt­

liche Jahresgehalt für auf der Messe 

beworbene Managementpositionen lag 

bei 200.000 Yuan (etwa. 24.000 Eu­

ro). Obwohl die Arbeitsbehörde der 

Stadt Beijing von „Einstellungsange- 

boten in Einklang mit internationalen 

Standards“ spricht, spiegeln die Ge­

hälter diesen Anspruch noch nicht wi­

der. (ST, 31.10.02)

Wegen des wachsenden Wettbewerbs­

drucks und fallender Preise überprü­

fen Unternehmen in China zunehmend 

ihre Personalpolitik. Eine Studie der

CBiz.org
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Unternehmensberatung Watson Wy- 

att kommt für China im regionalen 

Vergleich zu recht positiven Ergebnis­

sen. Besondere Probleme bestünden 

allerdings bei der Schaffung eines kol­

legialen Arbeitsumfelds und bei der 

Mitarbeiterbindung. (XNA, 31.10.02)

Für ausländische Unternehmen ist der 

WTO-Beitritt eine Chance, Personal­

kosten zu sparen, sagt Karl Wald­

kirch, Geschäftsführer der Euro-Asia 

Executive Search. Hoch bezahlte aus­

ländische Führungskräfte würden zu­

nehmende durch chinesische Manager 

ersetzt. Außerdem seien ausländische 

Manager wegen der schwierigen Wirt­

schaftslage in Europa zunehmend be­

reit, zu schlechteren Konditionen in 

China zu arbeiten, etwa mit lokalen 

Arbeitsverträgen ohne die sonst üb­

lichen Vergünstigungen eines so ge­

nannten Expatriats.

Häufiger als bisher würden ausländi­

sche Fachkräfte kurzzeitig für die Lö­

sung spezifischer Probleme eingesetzt. 

Wichtiger werde auch die Ausbildung 

des lokalen Führungspersonals.

Mittelfristig wirken sich allerdings die 

steigenden Löhne und Nebenkosten 

für chinesische Mitarbeiter negativ 

aus. Der verstärkte Wettbewerb in der 

Folge des WTO-Beitritts verringere 

den Widerstand der Beschäftigten ge­

gen die Einführung von leistungsorien­

tierten Lohnsystemen, was ausländi­

sche Unternehmen ausnutzen sollten. 

(NfA, 29.10.02) -bö-

30 Toyota nimmt 10% des chi­

nesischen Marktes ins Visier

Toyota, der Spätstarter auf dem chine­

sischen Automarkt, will dort ab 2003 

jährlich 30.000 Stück des Mittelklasse­

wagens Vios produzieren. Dafür wur­

de ein anteilsgleiches Joint Venture 

mit dem chinesischen Hersteller Tian­

jin Automotive Industrial Co. gegrün­

det.

Zwar verblasst die Anzahl von 30.000 

neben den fünf Millionen Automobi­

len, die Toyota weltweit produziert, 

doch täuscht dieser langsame Start 

über die langfristigen Ziele des größ­

ten japanischen Autokonzerns hin­

weg. Nach Angaben der Firmenleitung 

peilt Toyota einen Marktanteil von 

10% an.

Der viertürige Vios, der wahlweise mit 

1.300 oder 1.500 ccm geliefert werden 

kann, fällt nicht so sehr durch ein mo­

dernes äußeres Design wie durch sein 

luxuriöses Inneres auf. Er ist der erste 

Pkw eines ausländischen Herstellers, 

der ausschließlich für den chinesischen 

Markt entwickelt wurde.

Das Grundmodell kostet 115.000 Yuan 

(1,7 Mio. Yen). Die mit Ledersitzen 

und einem DVD-Spieler ausgestatte­

te Luxusversion wird für 2,9 Mio. 

Yen angeboten. Der größte Konkur­

rent von Toyota, die deutsche Volks­

wagen AG, soll durch spezielle, auf 

die Interessen individueller Konsu­

menten ausgerichtete Angebote ge­

schlagen werden. Diese Sondermodel­

le könnten im Vergleich zu europäi­

schen und nordamerikanischen Kon­

kurrenten problemlos geliefert werden, 

da man in Tianjin über eine sehr fle­

xible Produktionsstätte verfüge. Vie­

le Jahre habe man in die Vorberei­

tung dieses Joint Ventures investiert, 

so der japanische Unternehmenschef 

Fujio Cho.

Bereits in den achtziger Jahren seien 

einige chinesische Offerten zur Grün­

dung eines Joint Ventures bei Toyota 

eingegangen, hieß es aus der Firmen­

leitung. Damals habe man die sich bie­

tenden Chancen ungenutzt verstrei­

chen lassen. Dies erkläre den späten 

Start von Toyota. Erst vor zwei Jahren 

sei das nun bestehende Joint Venture 

gegründet worden.

Gleichwohl waren einige zu Toyota ge­

hörende Zulieferbetriebe schon seit ge­

raumer Zeit in der Volksrepublik ak­

tiv. So produzieren Denso Corp. und 

Aishin Seiki Corp. seit 1995 in China. 

Bevor das Hauptunternehmen nach 

Tianjin kam, gab es dort schon 20 

Fabriken, an denen Tochterunterneh­

men von Toyota beteiligt waren. In­

zwischen ist eine chinesische Versi­

on der japanischen Stadt Toyota ent­

standen, die zum großen Teil durch 

die Produktion des Automobilgigan­

ten geprägt ist.

Aufgrund der umfangreichen Vorbe­

reitungsmaßnahmen können rund 80% 

der benötigten Komponenten des Vios 

nun in Tianjin selbst hergestellt wer­

den. Eine umfassende Allianz zwi­

schen Toyota und dem größten chi­

nesischen Autohersteller FAW Group 

Corp. im August diesen Jahres kann 

ebenfalls als Ergebnis der akribischen

Planung von Toyota angesehen wer­

den. Die Allianz war notwendig gewor­

den, nachdem Tianjin Automotive In­

dustrial von FAW übernommen wor­

den war. Toyotas Präsident Cho zeigt 

sich von FAW sehr angetan. Man wer­

de als gleichberechtigter Partner ak­

zeptiert, so Cho.

Derzeit verhandeln beide Unterneh­

men über die Möglichkeit, unter dem 

Namen Toyota auch Sport- und Lu­

xuswagen in Tianjin herzustellen. Da­

rüber hinaus wird diskutiert, ob die 

in der Luxuskarosse Luxury Sedan 

von Toyota benutzten Komponenten 

auch für das Flaggschiff von FAW, den 

Hongqi, zur Verfügung gestellt werden 

können.

Einige Probleme bestehen hinsicht­

lich der Umsetzung der japanischen 

Strategie jedoch noch fort. So gibt 

es in China nur 50 Toyota-Vertrags­

händler und 120 Honda-Vertragshänd­

ler. Volkswagen hat auf diesem Ge­

biet einen riesigen Vorsprung. Insofern 

ist davon auszugehen, dass das Errei­

chen des Ziels von 10% Marktanteil 

noch einige Zeit auf sich warten lassen 

wird. {Asahi Shinbun, 10.10.02; WSJ, 

8.10.02; Nikkei Weekly, 14.10.02) -Dirk 

Nabers-

Binnenwirtschaft

31 Ermittlungen gegen promi­

nente Privatunternehmer im

Vorfeld des 16. Parteitags

Wenige Wochen vor Beginn des 16. 

Parteitags der Kommunistischen Par­

tei Chinas sind Ermittlungen gegen 

eine Reihe von prominenten Privat­

unternehmern eingeleitet worden. Ih­

nen werden Vergehen wie Korrupti­

on, Steuerhinterziehung und Bilanz­

fälschung vorgeworfen. Zu den Verhaf­

teten gehören die ehemalige Nummer 

2 und 3 auf der Liste der reichsten 

Chinesen der Zeitschrift Forbes, der 

Unternehmer Yang Bin und der ehe­

malige Vorstandschef des BM W-Part- 

ners Brilliance, Yang Rong. Nichts be­

kannt ist über den Verbleib des Präsi­

denten des Energie-Staatsmonopolis­

ten State Power, Gao Yan. Gerüchten 

nach hat er sich einer drohenden Ver­

haftung durch Flucht entzogen.




